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79 46. Ordnungsbehördliche Verordnung
zur teilweisen Aufhebung der 

Verordnung zum Schutz von Landschaftsteilen 
im Landkreis Lübbecke
Vom 27. Februar 2009

Aufgrund des § 73 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes zur Siche-
rung des Naturhaushalts und zur Entwicklung der Landschaft
– Landschaftsgesetzes (LG) – in der Fassung der Bekannt-
machung vom 21. Juli 2000 (GV. NRW. S. 568/SGV. NRW. 791)
zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Juni 2007 (GV. NRW.
2007 S. 226) und der §§ 12 und 27 des Ordnungsbehörden-
gesetzes (OBG) vom 13. Mai 1980 (GV. NRW. S. 528/SGV.
NRW. 2060) wird verordnet:

§ 1

(1) Die Verordnung zum Schutze von Landschaftsteilen im
Landkreis Lübbecke vom 13. Dezember 1965 (veröffentlicht
im ABl. Reg. Dt. 1966, S. 89) wird aus wichtigen Gründen des
öffentlichen Interesses teilweise aufgehoben.

(2) Die Grundstücke in der Stadt Espelkamp, Gemarkung
Espelkamp, Flur 8, Flurstück 400 und Flurstück 512 tlw. wer-
den aus dem Landschaftsschutzgebiet herausgenommen. 

(3) Die Grenze des herausgenommenen Gebietes ist in ei-
ner Karte im Maßstab 1 : 5 000 eingetragen. Die Karte ist Be-
standteil dieser Verordnung.

Die Karte befindet sich 
– bei der Bezirksregierung Detmold
– beim Landrat des Kreises Minden-Lübbecke in Minden
– beim Bürgermeister der Stadt Espelkamp
und kann dort während der Dienststunden eingesehen werden.

(4) Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften
des Landschaftsgesetzes und des Ordnungsbehördengeset-
zes kann gegen diese Verordnung nach Ablauf eines Jahres
nach ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden,
es sei denn,
a) diese Verordnung ist nicht ordnungsgemäß verkündet wor-

den
oder

b) der Form- und/oder Verfahrensmangel ist gegenüber der
höheren Landschaftsbehörde vorher gerügt und dabei die
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt.

§ 2

Die Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft.

Detmold, den 27. Februar 2009
51.30-22 (602)

Bezirksregierung Detmold
Höhere Landschaftsbehörde

In Vertretung
Anton Schäfers

ABl. Reg. Dt. 2009, S. 61

80 Ordnungsbehördliche Verordnung
über die Festsetzung des Überschwemmungsgebiets

von Lippe und Steinbeke 
Überschwemmungsgebietsverordnung „Lippe 

und Steinbeke“
Vom 4. März 2009

Aufgrund 
– des § 31 b des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts

(Wasserhaushaltsgesetz – WHG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 19. August 2002 (BGBl. I S. 3245), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 10. Mai 2007 (BGBl. I S.
666) und

– der §§ 112 und 113 des Wassergesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (Landeswassergesetz – LWG –) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 25. Juni 1995 (GV. NRW.
S. 929), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11. Dezember
2007 (GV. NRW. 2007 S. 708) 

wird verordnet:

B. Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen
der Bezirksregierung
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§ 1
Räumlicher Geltungsbereich

(1) Das Überschwemmungsgebiet der Lippe wird auf dem
Gewässerabschnitt von der Lippequelle in der Stadt Bad Lipp-
springe, Gewässerstationierung km 0,00 (Rechtswert 3464166,
Hochwert 5729457) bis zur Grenze des Regierungsbezirks in
der Stadt Salzkotten, Ortslage Mantinghausen Gewässersta-
tionierung km 187,20 (Rechtswert 3487800, Hochwert 5738550)
neu festgesetzt. 

Das Überschwemmungsgebiet der Steinbeke wird auf ei-
nem Gewässerabschnitt von oberhalb von Bad Lippspringe,
Gewässerstationierung km 2,10 (Rechtswert 3488555, Hoch-
wert 5738432) bis zur Mündung in die Lippe in der Stadt Bad
Lippspringe, Gewässerstationierung km 0,00 (Rechtswert
3487020, Hochwert 5737678) neu festgesetzt. 

(2) Das Überschwemmungsgebiet ist in der beigefügten
Übersichtskarte (im Maßstab 1 : 50 000) und den 27 Lageplä-
nen (im Maßstab 1 : 5 000) blau gekennzeichnet. Übersichts-
karte und Lageplan sind Bestandteile dieser Verordnung.

§ 2
Einsichtnahme

Diese Verordnung und die Überschwemmungsgebietskar-
ten können vom Tage des In-Kraft-Tretens der Verordnung an
bei folgenden Behörden während der Dienststunden einge-
sehen werden:
– Landrat des Kreises Paderborn – untere Wasserbehörde –

(das Kreisgebiet betreffend)
– Bürgermeister der Städte Bad Lippspringe, Paderborn, Del-

brück und Salzkotten (das jeweilge Stadtgebiet betreffend)
– Bezirksregierung Detmold, Dez. 54 

§ 3
Genehmigungspflichten, Ver- und Gebote

(1) Im Überschwemmungsgebiet gelten die Vorschriften des
Landeswassergesetzes in der jeweils gültigen Fassung (Zehn-
ter Teil: Sicherung des Hochwasserabflusses, Abschnitt II:
Überschwemmungsgebiete). 

(2) Im Überschwemmungsgebiet sind folgende Maßnah-
men grundsätzlich genehmigungspflichtig:
a) das Erhöhen oder Vertiefen der Erdoberfläche,
b) das Errichten und Ändern von baulichen Anlagen,
c) das Lagern oder Ablagern von Stoffen,
d) das Lagern, Umschlagen, Abfüllen, Herstellen, Behandeln

und jede sonstige Verwendung von wassergefährdenden
Stoffen bis auf den Einsatz von Dünge- und Pflanzen-
schutzmitteln im Rahmen der guten fachlichen Praxis nach
Maßgabe des landwirtschaftlichen Fachrechts,

e) die Anpflanzung von Sträuchern und Bäumen.
(3) Im Überschwemmungsgebiet dürfen keine neuen 

Baugebiete in einem Verfahren nach dem Baugesetzbuch
ausgewiesen werden. Die zuständige Behörde kann bei Vor-
liegen bestimmter Voraussetzungen eine Ausnahme zulas-
sen.

(4) Der Umbruch von Grünland in Ackerland ist im Über-
schwemmungsgebiet verboten. Die zuständige Behörde kann
bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen eine widerrufliche
Befreiung erteilen. 

(5) Im Überschwemmungsgebiet sind
a) Ölheizungsanlagen hochwassersicher zu errichten und zu

betreiben,
b) Anlagen zur Wasserversorgung entsprechend den allge-

mein anerkannten Regeln der Technik hochwassersicher
zu errichten und zu betreiben, so dass die Anforderungen
der Trinkwasserverordnung gesichert eingehalten werden,

c) Anlagen zur Abwasserbeseitigung entsprechend den all-
gemein anerkannten Regeln der Technik hochwassersicher
zu errichten und zu betreiben,

d) vorhandene Ölheizungsanlagen bis zum 31. Dezember 2021
und vorhandene Anlagen zur Wasserversorgung und 
Abwasserbeseitigung bis zum 31. Dezember 2016 ent-
sprechend nachzurüsten.

§ 4
Ordnungswidrigkeit

(1) Ordnungswidrig nach § 161 Abs. 1 Nr. 19-22 LWG NRW
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig im Überschwem-
mungsgebiet
a) die in § 3 Abs. 2 dieser Verordnung genannten Maßnah-

men ohne die erforderliche Genehmigung durchführt,
b) ohne Ausnahmegenehmigung neue Baugebiete ausweist

(§ 3 Abs. 3),
c) gegen das Verbot aus § 3 Abs. 4 verstößt und
d) den Pflichten nach § 3 Abs. 5 nicht nachkommt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 161 Abs. 4 LWG
NRW mit einer Geldbuße bis zu 50 000,– Euro geahndet wer-
den.

§ 5
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt eine Woche nach ihrer Verkündung
im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Detmold in Kraft. 

Detmold, den 4. März 2009
54.1-85.35.10

Bezirksregierung Detmold
Obere Wasserbehörde

In Vertretung
Schäfers

ABl. Reg. Dt. 2009, S. 61/62

81 Ordnungsbehördliche Verordnung
über die Festsetzung des 

Überschwemmungsgebiets von Pader, Rothebach,
Springbach und Pader-Alme-Überleitung 
Überschwemmungsgebietsverordnung 

„Pader, Rothebach, Springbach und 
Pader-Alme-Überleitung“

Vom 4. März 2009

Aufgrund 
– des § 31 b des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts

(Wasserhaushaltsgesetz – WHG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 19. August 2002 (BGBl. I S. 3245), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 10. Mai 2007 (BGBl. I S.
666) und

– der §§ 112 und 113 des Wassergesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (Landeswassergesetz – LWG –) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 25. Juni 1995 (GV. NRW.
S. 929), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11. Dezember
2007 (GV. NRW. 2007 S. 708) 

wird verordnet:

§ 1
Räumlicher Geltungsbereich

(1) Das Überschwemmungsgebiet der Pader wird auf dem
Gewässerabschnitt von den Paderquellen in der Stadt Pader-
born, Gewässerstationierung km 4,45 (Rechtswert 3483153,
Hochwert 5731801) bis zur Mündung in die Lippe in der Stadt
Paderborn, Gewässerstationierung km 0,00 (Rechtswert
3480291, Hochwert 5734663) neu festgesetzt. 

Überschwemmungsgebiet der Pader-Alme-Überleitung wird
auf einem Gewässerabschnitt von der Pader in der Stadt Pa-
derborn, Gewässerstationierung km 1,14 (Rechtswert 3481017,
Hochwert 5733607) bis zur Mündung in die Alme in der Stadt
Paderborn, Gewässerstationierung km 0,00 (Rechtswert
3480045, Hochwert 5734008) neu festgesetzt. 

Das Überschwemmungsgebiet des Rothebachs wird auf
dem Gewässerabschnitt vom HRB George-Marschall-Ring in
der Stadt Paderborn, Gewässerstationierung km 3,85 (Rechts-
wert 3485050, Hochwert 5734359) bis zur Mündung in die Pa-
der in der Stadt Paderborn, Gewässerstationierung km 0,00
(Rechtswert 3482154, Hochwert 5732510) neu festgesetzt.



Das Überschwemmungsgebiet des Springbachs wird auf
dem Gewässerabschnitt vom HRB Benhausen in der Stadt
Paderborn, Gewässerstationierung km 1,80 (Rechtswert
3485015, Hochwert 5732795) bis zur Mündung in den Rothe-
bach in der Stadt Paderborn, Gewässerstationierung km 0,00
(Rechtswert 3483339, Hochwert 5733326) neu festgesetzt.

(2) Das Überschwemmungsgebiet ist in der beigefügten
Übersichtskarte (im Maßstab 1 : 50 000) und den 7 Lageplä-
nen (im Maßstab 1 : 5 000) blau gekennzeichnet. Übersichts-
karte und Lageplan sind Bestandteile dieser Verordnung.

§ 2
Einsichtnahme

Diese Verordnung und die Überschwemmungsgebietskar-
ten können vom Tage des In-Kraft-Tretens der Verordnung an
bei folgenden Behörden während der Dienststunden einge-
sehen werden:
– Landrat des Kreises Paderborn – untere Wasserbehörde –

(das Kreisgebiet betreffend)
– Bürgermeister der Stadt Paderborn (das Stadtgebiet be-

treffend)
– Bezirksregierung Detmold, Dez. 54 

§ 3
Genehmigungspflichten, Ver- und Gebote

(1) Im Überschwemmungsgebiet gelten die Vorschriften des
Landeswassergesetzes in der jeweils gültigen Fassung (Zehn-
ter Teil: Sicherung des Hochwasserabflusses, Abschnitt II:
Überschwemmungsgebiete). 

(2) Im Überschwemmungsgebiet sind folgende Maßnah-
men grundsätzlich genehmigungspflichtig:
a) das Erhöhen oder Vertiefen der Erdoberfläche,
b) das Errichten und Ändern von baulichen Anlagen,
c) das Lagern oder Ablagern von Stoffen,
d) das Lagern, Umschlagen, Abfüllen, Herstellen, Behandeln

und jede sonstige Verwendung von wassergefährdenden
Stoffen bis auf den Einsatz von Dünge- und Pflanzen-
schutzmitteln im Rahmen der guten fachlichen Praxis nach
Maßgabe des landwirtschaftlichen Fachrechts,

e) die Anpflanzung von Sträuchern und Bäumen.
(3) Im Überschwemmungsgebiet dürfen keine neuen Bau-

gebiete in einem Verfahren nach dem Baugesetzbuch ausge-
wiesen werden. Die zuständige Behörde kann bei Vorliegen
bestimmter Voraussetzungen eine Ausnahme zulassen.

(4) Der Umbruch von Grünland in Ackerland ist im Über-
schwemmungsgebiet verboten. Die zuständige Behörde kann
bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen eine widerrufliche
Befreiung erteilen. 

(5) Im Überschwemmungsgebiet sind
a) Ölheizungsanlagen hochwassersicher zu errichten und zu

betreiben,
b) Anlagen zur Wasserversorgung entsprechend den allge-

mein anerkannten Regeln der Technik hochwassersicher
zu errichten und zu betreiben, so dass die Anforderungen
der Trinkwasserverordnung gesichert eingehalten werden,

c) Anlagen zur Abwasserbeseitigung entsprechend den all-
gemein anerkannten Regeln der Technik hochwassersicher
zu errichten und zu betreiben,

d) vorhandene Ölheizungsanlagen bis zum 31. Dezember 2021
und vorhandene Anlagen zur Wasserversorgung und Ab-
wasserbeseitigung bis zum 31. Dezember 2016 ent-
sprechend nachzurüsten. 

§ 4
Ordnungswidrigkeit

(1) Ordnungswidrig nach § 161 Abs. 1 Nr. 19-22 LWG NRW
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig im Überschwem-
mungsgebiet
a) die in § 3 Abs. 2 dieser Verordnung genannten Maßnah-

men ohne die erforderliche Genehmigung durchführt,
b) ohne Ausnahmegenehmigung neue Baugebiete ausweist

(§ 3 Abs. 3),
c) gegen das Verbot aus § 3 Abs. 4 verstößt und
d) den Pflichten nach § 3 Abs. 5 nicht nachkommt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 161 Abs. 4 LWG
NRW mit einer Geldbuße bis zu 50 000,– Euro geahndet wer-
den.

§ 5
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt eine Woche nach ihrer Verkündung
im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Detmold in Kraft. 

Detmold, den 4. März 2009
54.1-85.35.10

Bezirksregierung Detmold
Obere Wasserbehörde

In Vertretung
Schäfers

ABl. Reg. Dt. 2009, S. 62/63

82 Ordnungsbehördliche Verordnung
über die Festsetzung des Überschwemmungsgebiets

von Sauer, Odenheimer Bach und Schmittwasser 
Überschwemmungsgebietsverordnung 

„Sauer, Odenheimer Bach und Schmittwasser“
Vom 4. März 2009

Aufgrund 
– des § 31 b des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts

(Wasserhaushaltsgesetz – WHG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 19. August 2002 (BGBl. I S. 3245), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 10. Mai 2007 (BGBl. I S.
666) und

– der §§ 112 und 113 des Wassergesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (Landeswassergesetz – LWG –) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 25. Juni 1995 (GV. NRW.
S. 929), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11. Dezember
2007 (GV. NRW. 2007 S. 708) 

wird verordnet:

§ 1
Räumlicher Geltungsbereich

(1) Das Überschwemmungsgebiet der Sauer wird auf dem
Gewässerabschnitt vom Hochwasserrückhaltebecken Sud-
heim in der Stadt Lichtenau, Gewässerstationierung km 22,95
(Rechtswert 3493203, Hochwert 5719028) bis zur Mündung
in die Altenau in der Stadt Lichtenau, Ortslage Atteln, Ge-
wässerstationierung km 0,00 (Rechtswert 3486589, Hochwert
5718436) neu festgesetzt. 

Das Überschwemmungsgebiet des Schmittwassers wird
auf einem Gewässerabschnitt oberhalb Herbram in der Stadt
Lichtenau, Ortslage Herbram, Gewässerstationierung km 4,50
(Rechtswert 3495120, Hochwert 5725950) bis zur Mündung
in die Sauer in der Stadt Lichtenau, Ortslage Grundsteinheim,
Gewässerstationierung km 0,00 (Rechtswert 3492446, Hoch-
wert 5724831) neu festgesetzt. 

Das Überschwemmungsgebiet des Odenheimer Bachs wird
auf dem Gewässerabschnitt von Krulsmühle in der Stadt Lich-
tenau, Gewässerstationierung km 1,43 (Rechtswert 3493594,
Hochwert 5720850) bis zur Mündung in die Sauer in der Stadt
Lichtenau, Gewässerstationierung km 0,00 (Rechtswert
3492586, Hochwert 5720545) neu festgesetzt.

(2) Das Überschwemmungsgebiet ist in der beigefügten
Übersichtskarte (im Maßstab 1 : 50 000) und den 15 Lageplä-
nen (im Maßstab 1 : 5 000) blau gekennzeichnet. Übersichts-
karte und Lageplan sind Bestandteile dieser Verordnung.

§ 2
Einsichtnahme

Diese Verordnung und die Überschwemmungsgebietskar-
ten können vom Tage des In-Kraft-Tretens der Verordnung an
bei folgenden Behörden während der Dienststunden einge-
sehen werden:
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– Landrat des Kreises Paderborn – untere Wasserbehörde –
(das Kreisgebiet betreffend)

– Bürgermeister der Stadt Lichtenau (das Stadtgebiet betref-
fend)

– Bezirksregierung Detmold, Dez. 54 

§ 3
Genehmigungspflichten, Ver- und Gebote

(1) Im Überschwemmungsgebiet gelten die Vorschriften des
Landeswassergesetzes in der jeweils gültigen Fassung (Zehn-
ter Teil: Sicherung des Hochwasserabflusses, Abschnitt II:
Überschwemmungsgebiete). 

(2) Im Überschwemmungsgebiet sind folgende Maßnah-
men grundsätzlich genehmigungspflichtig:
a) das Erhöhen oder Vertiefen der Erdoberfläche,
b) das Errichten und Ändern von baulichen Anlagen,
c) das Lagern oder Ablagern von Stoffen,
d) das Lagern, Umschlagen, Abfüllen, Herstellen, Behandeln

und jede sonstige Verwendung von wassergefährdenden
Stoffen bis auf den Einsatz von Dünge- und Pflanzen-
schutzmitteln im Rahmen der guten fachlichen Praxis nach
Maßgabe des landwirtschaftlichen Fachrechts,

e) die Anpflanzung von Sträuchern und Bäumen.
(3) Im Überschwemmungsgebiet dürfen keine neuen Bau-

gebiete in einem Verfahren nach dem Baugesetzbuch ausge-
wiesen werden. Die zuständige Behörde kann bei Vorliegen
bestimmter Voraussetzungen eine Ausnahme zulassen.

(4) Der Umbruch von Grünland in Ackerland ist im Über-
schwemmungsgebiet verboten. Die zuständige Behörde kann
bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen eine widerrufliche
Befreiung erteilen. 

(5) Im Überschwemmungsgebiet sind
a) Ölheizungsanlagen hochwassersicher zu errichten und zu

betreiben,
b) Anlagen zur Wasserversorgung entsprechend den allge-

mein anerkannten Regeln der Technik hochwassersicher
zu errichten und zu betreiben, so dass die Anforderungen
der Trinkwasserverordnung gesichert eingehalten werden,

c) Anlagen zur Abwasserbeseitigung entsprechend den all-
gemein anerkannten Regeln der Technik hochwassersicher
zu errichten und zu betreiben,

d) vorhandene Ölheizungsanlagen bis zum 31. Dezember 2021
und vorhandene Anlagen zur Wasserversorgung und Ab-
wasserbeseitigung bis zum 31. Dezember 2016 entspre-
chend nachzurüsten. 

§ 4
Ordnungswidrigkeit

(1) Ordnungswidrig nach § 161 Abs. 1 Nr. 19-22 LWG NRW
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig im Überschwem-
mungsgebiet
a) die in § 3 Abs. 2 dieser Verordnung genannten Maßnah-

men ohne die erforderliche Genehmigung durchführt,
b) ohne Ausnahmegenehmigung neue Baugebiete ausweist

(§ 3 Abs. 3),
c) gegen das Verbot aus § 3 Abs. 4 verstößt und
d) den Pflichten nach § 3 Abs. 5 nicht nachkommt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 161 Abs. 4 LWG
NRW mit einer Geldbuße bis zu 50000,– Euro geahndet werden.

§ 5
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt eine Woche nach ihrer Verkündung
im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Detmold in Kraft. 

Detmold, den 4. März 2009
54.1-85.35.10

Bezirksregierung Detmold
Obere Wasserbehörde

In Vertretung
Schäfers

ABl. Reg. Dt. 2009, S. 63/64

83 Ordnungsbehördliche Verordnung
für das Naturschutzgebiet 

„Mittelweser“ in der Stadt Petershagen, 
Kreis Minden-Lübbecke

Vom 5. März 2009

Aufgrund der §§ 42 a Abs. 1 und 3 sowie 42 d in Verbin-
dung mit den §§ 8, 20 und § 73 Abs. 1 Satz 2 des Land-
schaftsgesetzes (LG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 21. Juli 2000 (GV. NRW S. 568), zuletzt geändert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2007 (GV. NRW S. 226)
und der §§ 12, 25 und 27 des Ordnungsbehördengesetzes
(OBG) sowie § 20 des Landesjagdgesetzes Nordrhein-West-
falen (LJG-NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom
7. Dezember 1994 (GV. NRW 1995 S. 2/SGV. NRW 792) wird –
hinsichtlich der Regelungen zur Ausübung der Jagd im Ein-
vernehmen mit der oberen Jagdbehörde des Landes Nord-
rhein-Westfalen – verordnet:

§ 1
Schutzgebiet

Das 90,16 ha große Gebiet „Mittelweser“ wird unter Natur-
schutz gestellt. Das geschützte Gebiet ist als eine der wert-
bestimmenden Kernzonen des Vogelschutzgebietes DE-3519-
401 „Weseraue“ Bestandteil des kohärenten europäischen
ökologischen Netzes besonderer Schutzgebiete „Natura 2000“
gemäß Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie 92/43/EWG des Rates zur Er-
haltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden
Tiere und Pflanzen (FFH-Richtlinie) vom 21. Mai 1992 (ABl. EG
Nr. L 206 S. 7), geändert durch Richtlinie 97/62/EWG vom 27.
Oktober 1997 (ABl. EG Nr. L 305 S. 42). Das Naturschutzgebiet
„Mittelweser“ ist Teilfläche des Feuchtgebietes von interna-
tionaler Bedeutung nach der Ramsar-Konvention „Weserstau-
stufe Schlüsselburg“.

Das Naturschutzgebiet umfasst folgende Flächen:
Stadt Petershagen,
Gemarkung Hävern, Flur 4, Flurstücke 32/1, 36, 37, 64 tlw.,

72, 81 tlw., 83, 88/35, 89/35, 99, 100, 101, 102, 108, 109, 111,
112, 134 und 135 tlw.,

Gemarkung Ovenstädt,
Flur 3, Flurstücke 21, 23, 25, 26, 30, 31, 32, 33, 61, 74, 75,

81, 89, 96, 97, 98, 113, 114, 115, 117, 120, 121, 123 tlw., 124,
125, 126 sowie

Flur 4, Flurstücke 14 tlw., 209 und 455.
Die Lage des geschützten Gebietes ist in Karten

– im Maßstab 1 : 25 000 (Übersichtskarte, Anlage 1) und 
– im Maßstab 1 : 5 000 (Naturschutzkarte, Anlage 2)
gekennzeichnet.

Die Abgrenzung der nur teilweise betroffenen Flurstücke er-
gibt sich aus der Anlage 2, wobei die innere Kante der Ab-
grenzungslinie die Gebietsgrenze bildet.

Die Anlagen 1 und 2 sind Bestandteil der Verordnung.
Die Karten können

a) bei der Bezirksregierung Detmold
b) bei der Kreisverwaltung Minden-Lübbecke
c) bei der Stadtverwaltung Petershagen
während der Dienststunden eingesehen werden.

§ 2
Schutzzweck und Schutzziel

Die Unterschutzstellung erfolgt 
a) zur Erhaltung, Entwicklung und Wiederherstellung landes-

weit bedeutsamer Lebensräume und Lebensstätten selte-
ner und gefährdeter sowie landschaftsraumtypischer Tier-
und Pflanzenarten, insbesondere zur Erhaltung, Entwick-
lung und Pflege eines im Sinne des Wasser- und Wiesen-
vogelschutzes hergerichteten, großflächigen Stillgewässers
mit seinen Randzonen bestehend aus Weiden-Uferge-
büschen, Erlen-Ufergehölzen, Hochstaudenfluren, exten-
siv genutztem Grünland und ungenutzten Brachen. Weite-
rer Bestandteil des Naturschutzgebietes sind funktional
verbundene, flussbegleitende, auentypischen Feucht- und
Nassweiden sowie Grünlandbrachen der Weseraue.
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Insbesondere ist das großflächige Stillgewässer, das durch
naturnahe Uferstrukturen mit ausgeprägten Flachufern, Hal-
binseln und Röhrichten, vegetationsfreien Flächen und
Schwimmblattvegetation sowie ornithologisch besonders
bedeutsamen Inseln geprägt ist, besonders zu schützen
und zu fördern. 
Aufgrund der Biotopstrukturen, der geografischen Lage
und der extensiven Nutzung besitzt das Gebiet eine
ganzjährige, besondere Bedeutung als Nahrungs-, Brut-,
Mauser-, Rast-, Durchzugs- und Überwinterungsgebiet vor
allem für Wasser- und Wiesenvögel. Dabei hat das große
Stillgewässer eine besondere Funktion vor allem als Schlaf-
platz für nordische Gänse und Schwäne. 
Die feuchten bis nassen Grünlandflächen zwischen Weser
und Stillgewässer mit einzelnen Blänken und Kleingewäs-
sern stellen einen wichtigen Nahrungsraum für die in der
Umgebung brütenden Weißstörche dar und sind Äsungs-
flächen für Rallen und Entenvögel. 
Der gut ausgebildete Biotopkomplex hat auch besondere
Bedeutung als Lebensraum für seltene und gefährdete Am-
phibien sowie für Pflanzen und für gefährdete Pflanzenge-
sellschaften und ist zudem wertvoll für Höhlenbrüter sowie
Wasserinsekten;

b) zum besonderen Schutz und zur Entwicklung der Lebens-
räume für die folgenden im Gebiet als Teilbereich des Vo-
gelschutzgebietes DE-3519-401 „Weseraue“ vorkommen-
den Vogelarten, auf die sich Art. 4 der Richtlinie 79/409/EWG
des Rates über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten
(Vogelschutz-Richtlinie) vom 2. April 1979 (ABl. EG Nr. L
305 S. 1) bezieht:
zu nennen sind insbesondere folgende regelmäßig vor-
kommende Vogelarten:
– Teichrohrsänger (Acrocephalus scirpaceus),
– Flussuferläufer (Actitis hypoleucos),
– Spießente (Anas acuta),
– Löffelente (Anas clypeata),
– Krickente (Anas crecca),
– Pfeifente (Anas penelope),
– Stockente (Anas platyrhynchos),
– Knäkente (Anas querquedula),
– Schnatterente (Anas strepera),
– Graugans (Anser anser),
– Blässgans (Anser albifrons),
– Saatgans (Anser fabalis),
– Graureiher (Ardea cinerea),
– Tafelente (Aythya ferina),
– Reiherente (Aythya fuligula),
– Schellente (Bucephala clangula),
– Flussregenpfeifer (Charadrius dubius),
– Weißstorch (Ciconia ciconia),
– Trauerseeschwalbe (Chlidonias niger),
– Zwergschwan (Cygnus columbianus bewicki)
– Singschwan (Cygnus cygnus),
– Blässralle (Fulica atra),
– Austernfischer (Haematopus ostralegus),
– Sturmmöwe (Larus canus),
– Heringsmöwe (Larus fuscus),
– Mantelmöwe (Larus marinus),
– Gänsesäger (Mergus merganser),
– Zwergsäger (Mergus serrator),
– Kampfläufer (Philomachus pugnax),
– Zwergtaucher (Podiceps ruficollis),
– Wasserralle (Rallus aquaticus),
– Braunkehlchen (Saxicola rubetra)
– Flussseeschwalbe (Sterna hirundo),
– Bruchwasserläufer (Tringa glareola),
– Grünschenkel (Tringa nebularia),
– Waldwasserläufer (Tringa ochropus), 
– Kiebitz (Vanellus vanellus).

c) aus wissenschaftlichen, naturgeschichtlichen und landes-
kundlichen Gründen;

d) wegen der Seltenheit, besonderen Eigenart und hervorra-
genden Schönheit des Gebietes.

§ 3
Verbote

(1) In dem geschützten Gebiet sind alle Handlungen ver-
boten, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Verände-
rung des Naturschutzgebietes oder seiner Bestandteile oder zu
einer nachhaltigen Störung führen können.

(2) In dem geschützten Gebiet ist es insbesondere verboten:
1. bauliche Anlagen zu errichten, zu ändern oder deren Nut-

zung zu ändern, auch wenn dafür keine Planfeststellung,
Anzeige oder Genehmigung erforderlich ist.
Bauliche Anlagen im Sinne dieser Verordnung sind die in §
2 Abs. 1 Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen
(BauO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 1.
März 2000 (GV. NRW S. 255/SGV. NRW 232) definierten
Anlagen sowie Verkehrsanlagen, Wege und Plätze ein-
schließlich deren Nebenanlagen;

unberührt von diesem Verbot bleibt die Errichtung von
Viehunterständen im Einvernehmen mit der unteren Land-
schaftsbehörde; 

2. die Flächen zu betreten und zu befahren, auf ihnen zu rei-
ten oder zu lagern, das Stillgewässer zu befahren sowie
Fahrzeuge aller Art abzustellen;
unberührt von diesem Verbot bleiben:
a) das Betreten und Befahren im Rahmen der ordnungs-

gemäßen landwirtschaftlichen Bodennutzung nach guter
fachlicher Praxis im Sinne der geltenden Rechtsordnung
sowie das Betreten und Befahren im Rahmen der Deich-
und Gewässerunterhaltung;

b) das Betreten im Rahmen der ordnungsgemäßen Aus-
übung der Jagd, soweit diese nicht nach § 5 dieser Ver-
ordnung eingeschränkt oder verboten ist;

c) das Betreten und Befahren durch den Eigentümer oder
Nutzungsberechtigten;

d) das Betreten und Befahren zur Durchführung behörd-
licher Überwachungsaufgaben;

3. Leitungen aller Art einschließlich Telekommunikationsanla-
gen sowie Zäune und andere Einfriedungen anzulegen oder
zu ändern;
unberührt von diesem Verbot bleibt die ordnungsgemäße
Unterhaltung vorhandener Entsorgungs- und Versor-
gungsleitungen und -anlagen im Einvernehmen mit der un-
teren Landschaftsbehörde und die Errichtung ortsüblicher
Weidezäune;

4. Werbeanlagen oder -mittel und Schilder oder Beschriftun-
gen zu errichten, anzubringen oder zu verändern;
unberührt von diesem Verbot bleiben die Errichtung und
das Anbringen von Schildern oder Beschriftungen mit
behördlicher Genehmigung, soweit sie ausschließlich auf
den Schutzzweck des Gebietes hinweisen oder als Orts-
und Verkehrshinweise, Wegmarkierungen oder Warntafeln
dienen;

5. Buden, Verkaufsstände, Verkaufswagen, Zelte oder Wa-
renautomaten aufzustellen sowie Wohnwagen, Wohnmo-
bile, Wohncontainer oder ähnliche dem zeitweisen Aufent-
halt von Menschen dienende Anlagen abzustellen oder
Stellplätze für sie anzulegen;

6. Gehölze oder wild wachsende Pflanzen und Pflanzenbe-
stände sowie Pilze ganz oder in Teilen zu beseitigen, zu be-
schädigen, auszugraben oder sie auf andere Weise in ihrem
Wachstum, ihrem Weiterbestand oder ihrer Funktion zu be-
einträchtigen;
unberührt von diesem Verbot bleiben:
a) die ordnungsgemäße landwirtschaftliche Bodennutzung

nach guter fachlicher Praxis im Sinne der geltenden
Rechtsordnung, soweit diese nicht nach § 4 dieser Ver-
ordnung eingeschränkt oder verboten ist;

b) die Entnahme und der Rückschnitt von Gehölzen im
Rahmen der ordnungsgemäßen Unterhaltung des Dei-
ches, der Gewässer, der Straßen und Wirtschaftswege
sowie von Versorgungs- und Entsorgungsanlagen, wenn
diese vorher einvernehmlich mit der unteren Land-
schaftsbehörde abgestimmt wurden;
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c) die fachgerechte Pflege von Hecken und Kopfbäumen
in der Zeit vom 1. Oktober eines jeden Jahres bis zum
28. Februar des folgenden Jahres, wenn diese dem in
§ 2 dieser Verordnung formulierten Schutzzweck nicht
zuwiderläuft, im Einvernehmen mit der unteren Land-
schaftsbehörde;

7. wild lebende Tiere zu fangen, zu töten, zu verletzen oder
mutwillig zu beunruhigen oder zu ihrem Fang geeignete
Vorrichtungen anzubringen, ihre Puppen, Larven, Eier oder
sonstigen Entwicklungsformen zu sammeln oder zu be-
schädigen oder ihre Bauten, Nester oder sonstige Brut-
und Lebensstätten fortzunehmen, zu beschädigen oder
die Tiere durch Filmen, Fotografieren oder ähnliche Hand-
lungen zu stören;
unberührt von diesem Verbot bleibt die ordnungsgemäße
Ausübung der Jagd im Rahmen der jagdlichen Regelung
des § 5 dieser Verordnung; 

8. Pflanzen oder Tiere einzubringen oder auszusetzen;
unberührt von diesem Verbot bleibt die ordnungsgemäße
landwirtschaftliche Bodennutzung nach guter fachlicher
Praxis im Sinne der geltenden Rechtsordnung, soweit
diese nicht nach § 4 dieser Verordnung eingeschränkt oder
verboten ist;

9. Camping-, Zelt-, Picknick- oder Lagerplätze anzulegen,
zu zelten, zu lagern, zu baden, zu grillen oder Feuer zu
machen;

10. Einrichtungen für Spiel-, Freizeit- und Sportaktivitäten
einschließlich Modellsport anzulegen, zu unterhalten oder
bereitzustellen sowie diese Aktivitäten auszuüben und
Sportveranstaltungen aller Art durchzuführen;

11. mit Fluggeräten zu starten oder zu landen;
12. Hunde unangeleint laufen zu lassen und Hundesport-

übungen, Hundeausbildung und Hundeprüfungen durch-
zuführen;
unberührt von diesem Verbot bleibt der Einsatz von Jagd-
hunden im Rahmen der ordnungsgemäßen Ausübung der
Jagd mit Ausnahme der Ausbildung von Jagdhunden im
Rahmen der jagdlichen Regelungen des § 5 dieser Ver-
ordnung;

13. Abgrabungen, Aufschüttungen, Verfüllungen, Aus-
schachtungen und Sprengungen vorzunehmen, die Bo-
dengestalt auf andere Weise zu verändern und Boden-
oder Gesteinsmaterial zu entnehmen;

14. Boden, landschaftsfremde Stoffe oder Gegenstände, ins-
besondere Abfallstoffe aller Art, Altmaterialien, Schutt,
Gartenabfälle, Klärschlamm und Silage zu lagern oder auf-
bzw. einzubringen;

15. Gewässer einschließlich ihrer Ufer und Fischteiche neu
anzulegen, zu verändern, in eine intensivere Nutzung zu
überführen, zu beseitigen oder hinsichtlich des Wasser-
chemismus negativ zu verändern sowie Entwässerungs-
und andere den Wasserhaushalt des Gebietes nachteilig
verändernde Maßnahmen vorzunehmen;
unberührt von diesem Verbot bleiben:
a) erforderliche Maßnahmen der Deich- und Gewässer-

unterhaltung im Einvernehmen mit der unteren Land-
schaftsbehörde oder auf der Grundlage eines mit der
unteren Landschaftsbehörde einvernehmlich abge-
stimmten Unterhaltungsplanes;

b) erforderliche Unterhaltungsarbeiten an vorhandenen
Drainagen und Drainageausmündungen im Einverneh-
men mit der unteren Landschaftsbehörde;

16. Erstaufforstungen vorzunehmen sowie Baumschul-, Weih-
nachtsbaum- und Schmuckreisigkulturen anzulegen;

17. die chemische Behandlung von Holz oder anderen Mate-
rialien im Schutzgebiet vorzunehmen;

§ 4
Landwirtschaftliche Regelungen

Über die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 hinaus ist es auf
den landwirtschaftlichen Flächen verboten:
1. Grünland und Brachland sowie andere dauerhaft nicht ge-

nutzte Flächen umzubrechen und in Acker-, Grabeland oder

eine andere Nutzungsart umzuwandeln, Pflegeumbrüche
und Nachsaaten vorzunehmen sowie die Nutzung auf
Flächen, die für Zwecke des Naturschutzes erworben wur-
den, und auf Flächen im öffentlichen Eigentum, zu intensi-
vieren;

2. Düngemittel, Schädlingsbekämpfungsmittel, Pflanzenbe-
handlungsmittel, Gülle, Klärschlamm und Festmist zu la-
gern oder diese Stoffe auf Brachflächen, dauerhaft nicht
genutzten Flächen, auf Flächen, die für Zwecke des Na-
turschutzes erworben wurden sowie auf Flächen im öf-
fentlichen Eigentum auszubringen;

3. Ufergehölze, Hecken, markante Einzelbäume, Baumgrup-
pen und Röhrichte durch Maschineneinsatz oder Boden-
bearbeitung zu schädigen; 

4. Silage- und Futtermieten anzulegen sowie Heu-, Stroh- und
Silageballen auf Flächen, die für Zwecke des Naturschutzes
erworben wurden und auf öffentlichen Flächen zu lagern.

§ 5
Jagdliche Regelungen

Über die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 hinaus ist in dem
geschützten Gebiet verboten:
1. die Ausübung der Jagd;
2. Wildäsungsflächen, Wildäcker, Wildfütterungsanlagen und

-plätze neu zu errichten oder neu anzulegen;
unberührt von diesen Verboten bleiben: 
a) die Jagd auf Schalenwild in der Zeit vom 15. Mai bis

zum 30. Juni eines jeden Jahres als Einzelansitzjagd von
je einer festen Ansitzleiter in der Gemarkung Hävern,
Flur 4, Flurstück 101 und in der Gemarkung Ovenstädt,
Flur 3, Flurstück 25 an festgelegten Standorten. Erlegtes
Wild ist außerhalb des Naturschutzgebietes zu versor-
gen;

b) die Durchführung einer Gesellschaftsjagd auf Nieder-
wild außer Wasserwild in der Zeit vom 1. Oktober bis
30. Oktober eines jeden Jahres ausschließlich auf den
Landflächen bei schonender Jagdausübung. Erlegtes
Wild ist außerhalb des Naturschutzgebietes zu versor-
gen;

c) Regelungen des § 22 a Bundesjagdgesetz (Verhinde-
rung von vermeidbaren Schmerzen oder Leiden des Wil-
des);

d) Maßnahmen des Jagdschutzes gemäß § 23 Bundes-
jagdgesetz in Verbindung mit § 25 Landesjagdgesetz. 

§ 6
Fischereiliche Regelungen

Über die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 dieser Verordnung
hinaus ist in dem geschützten Gebiet die fischereiliche Nut-
zung der Gewässer einschließlich des Angelns verboten. 

§ 7
Nicht betroffene Tätigkeiten

Unberührt von den Verboten dieser Verordnung bleiben:
1. die vom Kreis Minden-Lübbecke als untere Landschafts-

behörde angeordneten, genehmigten oder von ihm selbst
durchgeführten Sicherungs-, Pflege-, Entwicklungs- und
sonstigen Maßnahmen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege;

2. alle vor In-Kraft-Treten dieser Verordnung rechtmäßig aus-
geübten oder behördlich genehmigten Nutzungen in der
bisherigen Art und im bisherigen Umfang soweit sie den
Regelungen und dem Schutzzweck nach § 2 dieser Ver-
ordnung nicht widersprechen und getroffene Regelungen
dieser Verordnung nicht ausdrücklich etwas anderes fest-
setzen;

3. Maßnahmen, die unbedingt erforderlich sind, um eine im
Einzelfall drohende Gefahr (Notstand) abzuwehren; die Maß-
nahmen sind der unteren Landschaftsbehörde unverzüglich
anzuzeigen und bedürfen der nachträglichen Zustimmung
durch die untere Landschaftsbehörde; die Zustimmung
kann mit Auflagen verbunden werden. 
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§ 8
Gesetzlich geschützte Biotope

Der von § 62 LG erfasste und gesetzlich geregelte Biotop-
schutz bleibt von den Bestimmungen dieser Verordnung un-
berührt.

§ 9
Befreiungen

Gemäß § 69 Abs. 1 LG kann die untere Landschaftsbehörde
von den Verboten dieser Verordnung auf Antrag Befreiung er-
teilen, wenn
1. die Durchführung der Vorschrift im Einzelfall

a) zu einer nicht beabsichtigten Härte führen würde und
die Abweichung mit den Belangen des Naturschutzes
und der Landschaftspflege zu vereinbaren ist oder

b) zu einer nicht gewollten Beeinträchtigung von Natur und
Landschaft führen würde

oder
2. überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Be-

freiung erfordern.

§ 10
Ordnungswidrigkeiten und Straftaten

(1) Vorsätzliche oder fahrlässige Verstöße gegen die Ver-
bote dieser Verordnung können nach den §§ 70 und 71 LG als
Ordnungswidrigkeiten geahndet werden.

(2) Unabhängig davon wird gemäß § 329 Abs. 3 und 4 des
Strafgesetzbuches (StGB) bestraft, wer innerhalb des Natur-
schutzgebietes
1. Bodenschätze oder andere Bodenbestandteile abbaut oder

gewinnt,
2. Abgrabungen oder Aufschüttungen vornimmt,
3. Gewässer schafft, verändert oder beseitigt,
4. Moore, Sümpfe, Brüche oder sonstige Feuchtgebiete ent-

wässert,
5. Wald rodet,
6. Tiere einer im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes be-

sonders geschützten Art tötet, fängt, diesen nachstellt oder
deren Gelege ganz oder teilweise zerstört oder entfernt,

7. Pflanzen einer im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes
besonders geschützten Art beschädigt oder entfernt oder

8. ein Gebäude errichtet
und dadurch den Schutzzweck nicht unerheblich beeinträch-
tigt.

§ 11
Verfahrens- und Formvorschriften

Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften des
Landschaftsgesetzes und des Ordnungsbehördengesetzes
kann gegen diese Verordnung nach Ablauf eines Jahres nach
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei
denn,
a) diese Verordnung ist nicht ordnungsgemäß verkündet wor-

den oder
b) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der höhe-

ren Landschaftsbehörde vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt.

§ 12
In-Kraft-Treten

Nach § 34 OBG tritt diese Verordnung eine Woche nach ih-
rer Verkündung im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Det-
mold in Kraft. Sie hat gemäß § 32 Abs. 1 OBG eine Geltungs-
dauer von 20 Jahren.

Detmold, den 5. März 2009
51.30 – 622

Bezirksregierung Detmold
Höhere Landschaftsbehörde

In Vertretung
Anton Schäfers

ABl. Reg. Dt. 2009, S. 64-67

84 6. Änderung 
des Regionalplanes „Gebietsentwicklungsplan (GEP) 

für den Regierungsbezirk Detmold – 
Teilabschnitt (TA) Oberbereich Bielefeld“; 

(Darstellung eines Gewerbe- und 
Industrieansiedlungsbereiches auf dem Gebiet 

der Stadt Rietberg/GIB Rietberg-Süd)

Der Regionalplan „Gebietsentwicklungsplan für den Regie-
rungsbezirk Detmold, Teilabschnitt (TA) Oberbereich Bielefeld“
wird geändert.

Die Planung umfasst ein Teilgebiet der Stadt Rietberg.
Gemäß § 14 Abs. 3 LPLG NRW (Artikel 6 RL 2001/42/EG)

bzw. § 7 Abs. 6 Satz 1 ROG können alle Personen, die in ihren
Belangen berührt werden und öffentliche Stellen, deren Auf-
gabenbereiche von den Umweltauswirkungen berührt werden,
während der Auslegungsfrist Stellung zum Planentwurf, und
zur Begründung nehmen.

Die Planunterlagen (Entwurf, Begründung,) liegen in der Zeit
vom 31. März 2009 bis 2. Juni 2009 (einschließlich) an fol-
genden Stellen und zu folgenden Dienstzeiten aus:
a) Bezirksregierung Detmold, Leopoldstraße 15, 32756 Det-

mold, Dezernat 32/ Raum D 412 (Herr Tillmann)
Montag bis Freitag von 8.30 bis 12.00 Uhr und 

von 13.30 bis 15.00 Uhr
oder nach telefonischer Absprache (05231-71 3213)
b) Landrat des Kreises Gütersloh, Umweltabteilung, Kreishaus

Wiedenbrück, Wasserstraße 14, 33378 Rheda-Wieden-
brück, Zimmer 308 (Herr Ewerszumrode)
Montag bis Freitag von 8.30 bis 12.00 Uhr und 

von 13.30 bis 15.00 Uhr
oder nach telefonischer Absprache (05241-85 2726).

Anregungen und Bedenken können bis zum 2. Juni 2009
(einschließlich) schriftlich, per e-mail (michael.tillmann@
brdt.nrw.de) oder zur Niederschrift bei der Bezirksregierung
Detmold als Bezirksplanungsbehörde (Postanschrift: Bezirks-
regierung Detmold, Dezernat 32, Leopoldstr. 15, 32756 Det-
mold) vorgebracht werden.

Während der Auslegungsfrist können auch am Auslegungsort
in Rheda-Wiedenbrück (Kreis Gütersloh) Stellungnahmen zur
Niederschrift vorgebracht oder dort schriftlich eingereicht wer-
den.

Stellungnahmen, die schriftlich oder per e-mail erfolgen,
können nur berücksichtigt werden, wenn sie Vor- und Nach-
namen sowie die vollständige Anschrift in lesbarer Form ent-
halten.

Die Bedenken und Anregungen aus der Behörden- und Öf-
fentlichkeitsbeteiligung sind bei der Abwägung im Rahmen
der Änderung/Fortschreibung dieses Regionalplanes zu berück-
sichtigen; d.h. Planentwurfsänderungen aufgrund der Beteili-
gung sind möglich und vorgesehen. Eine erneute Öffentlich-
keitsbeteiligung oder eine Erörterung mit der Öffentlichkeit
sind nicht vorgesehen. Ein gesonderter Bescheid dazu erfolgt
nicht. Der Regionalrat ist über die aus der Öffentlichkeit ein-
gegangenen Stellungnahmen und deren Berücksichtigung im
Verfahren zu informieren.

Nach Abschluss des Anzeigeverfahrens (Genehmigung) des
Regionalplanes werden die Ergebnisse der Planänderung im
Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land NRW bekannt ge-
macht. Der Plan und die Begründung der Planaufstellung wer-
den bei der Bezirksregierung sowie beim Kreis Gütersloh nach
vorheriger Bekanntmachung niedergelegt.

Eventuelle Kosten, die bei der Einsichtnahme in die Unter-
lagen und/oder bei der Geltendmachung der Anregungen ent-
stehen, können nicht erstattet werden.

Detmold, den 10. März 2009

Bezirksregierung Detmold
Im Auftrag
Patschke

ABl. Reg. Dt. 2009, S. 67
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85 Zweckverband Nahverkehrsverbund 
Paderborn/Höxter;

hier: Sitzung 
der Verbandsversammlung

Tagesordnung für die Sitzung III/19 der Verbandsversamm-
lung am 30. März 2009, 17.00 Uhr, Kreishaus Paderborn –
Großer Sitzungssaal –.

Öffentlicher Teil

1. Interne Richtlinie zur ÖPNV-Pauschale (§ 11,2 ÖPNVG
NRW)

2. Zubestellung auf der Sennebahn
3. Änderung der nph-Satzung
4. NRW-Mobilitätsgarantie im nph
5. Anfragen und Mitteilungen

5.1 Jahresabschluss 2008
5.2 Überschuss im ESW-Netz 
5.3 Tarifmaßnahmen der VPH zum 1. August 2009

Nichtöffentlicher Teil

6. Verwendung der ÖPNV-Pauschale 2008/2009 (§ 11,2 
ÖPNVG NRW)
6.1 Bestellung von Zusatz-Ausstattungen in Bussen
6.2 Bestellung von zusätzlichen Serviceleistungen 
6.3 Bestellung von Zusatzverkehren

7. Anfragen und Mitteilungen
7.1 Ausschreibung der S-Bahn-Linie S5 (Paderborn –

Hannover)

Paderborn, den 5. März 2009

Franz Kremeyer
Vorsitzender der Verbandsversammlung

ABl. Reg. Dt. 2009, S. 68

86 Zweckverband Nahverkehrsverbund
Paderborn/Höxter (nph);

hier: Haushaltssatzung und Bekanntmachung 

1. Haushaltssatzung des nph für das Haushaltsjahr 2009
Aufgrund der §§ 8, 18 und 19 des Gesetzes über kommunale
Gemeinschaftsarbeit in der Fassung der Bekanntmachung
vom 1. Oktober 1979 (GV. NRW. S. 621) zuletzt geändert durch
Gesetz vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 306) in Verbindung mit
§ 53 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.
NRW. S. 646), den §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), unter Berück-
sichtigung aller seitdem erfolgten Änderungen und der §§ 11
und 14 der Satzung des Zweckverbandes „Nahverkehrsver-
bund Paderborn/Höxter (NPH)“ in der Form der Bekanntma-
chung vom 21. Juli 2003 (ABl. Reg. Dt. 1996, S. 128) hat die
Verbandsversammlung des nph mit Beschluss vom 3. Februar
2009 folgende Haushaltssatzung erlassen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2009, der die für
die Erfüllung der Aufgaben des Zweckverbandes voraussicht-
lich anfallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen so-
wie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen
und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen enthält, wird
im

– Ergebnisplan mit
• Gesamtbetrag der Erträge auf 30 054 300,– €
• Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 30 035 900,– €

– Finanzplan mit
Gesamtbetrag der 
• Einzahlungen aus laufender 

Verwaltungstätigkeit auf 27 043 100,– €
• Auszahlungen aus laufender 

Verwaltungstätigkeit auf 28 807 400,– €
Gesamtbetrag der 
• Einzahlungen aus Investitions- und

Finanzierungstätigkeit auf 19 600,– €
• Auszahlungen aus Investitions- und

Finanzierungstätigkeit auf 19 600,– €
festgesetzt.

§ 2

Kredite für Investitionen werden nicht veranschlagt.

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

§ 4

Die Verringerung der Ausgleichsrücklage zum Ausgleich des
Ergebnisplanes wird festgesetzt auf 0,– €.

§ 5

Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung
in Anspruch genommen werden dürfen, wird festgesetzt auf
500 000,– €. (Gegenüber dem Vorjahr ist dies eine Ermäßigung
um 2 500 000,– €. Nach Gründung des Dachverbandes NWL
ist die im letzten Jahr getroffene Vorsorge für den Fall verspä-
tet beim nph ankommenden Zuweisungen von SPNV-Trans-
fermitteln zur Finanzierung der Januar-Raten für Verträge im
Eisenbahnverkehr nicht mehr nötig.)

§ 6

Auch im Haushaltsjahr 2009 wird von den Verbandsmitglie-
dern keine Verbandsumlage erhoben.

§ 7

Ein Haushaltssicherungskonzept entfällt.

§ 8

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lungen, die auf gesetzlicher oder vertraglicher Grundlage be-
ruhen, sind im Sinne des § 83 Abs. 2 Gemeindeordnung NRW
erheblich, wenn sie im Einzelfall mehr als 50% des Ansatzes
ausmachen, mindestens aber 50 000,– € betragen.

Alle übrigen über- und außerplanmäßigen Aufwendungen
und Auszahlungen sind erheblich, wenn sie im Einzelfall den
Betrag von 25 000,– € übersteigen.

Erhebliche Aufwendungen und Auszahlungen bedürfen der
vorigen Zustimmung der Verbandsversammlung.

Über- oder außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lungen für im Zuge des Jahresabschlusses erforderliche Ab-
schlussbuchungen sind unabhängig von der Größenordnung
als unerheblich anzusehen.

2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung nach den gel-
tenden Vorschriften und:

Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für
das Haushaltsjahr 2009 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gem. §
80 Abs. 5 GO NRW der Bezirksregierung in Detmold mit
Schreiben vom 4. Februar 2009 angezeigt worden.
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C. Rechtsvorschriften und Bekanntmachungen anderer
Behörden und Dienststellen



Hinweis:
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden
kann, es sei denn
a) eine vorgeschriebene Genehmigung oder Anzeige fehlt,
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden,
c) der Verbandsvorsteher hat den Beschluss vorher bean-

standet oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem

Zweckverband nph vorher gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden,
die den Mangel ergibt.

Paderborn, den 9. März 2009

Franz Kremeyer
Vorsitzender der Verbandsversammlung

ABl. Reg. Dt. 2009, S. 68/69

87 Aufgebot einer Sparkassenurkunde

Die Sparkassenurkunde Nr. 3 220 018 422, ausgestellt von der
Sparkasse Herford als Rechtsnachfolger der ehemaligen Kreis-
sparkasse Herford und Stadtsparkasse Herford, ist abhanden
gekommen.

Der Inhaber der Sparkassenurkunde wird aufgefordert, seine
Rechte binnen drei Monaten unter Vorlage der Sparkassen-
urkunde anzumelden. 

Wird die Sparkassenurkunde nicht vorgelegt, wird sie für
kraftlos erklärt.

Herford, den 5. März 2009

Sparkasse im Kreis Herford
Der Vorstand

ABl. Reg. Dt. 2009, S. 69

88 Kraftloserklärung einer Sparkassenurkunde

Da die Sparkassenurkunde Nr. 3 190 108 641, ausgestellt
von der Sparkasse Herford als Rechtsnachfolger der ehemali-
gen Kreissparkasse Herford und Stadtsparkasse Herford,
aufgrund unseres Aufgebots vom 20. November 2008 nicht
vorgelegt wurde, wird sie für kraftlos erklärt.

Herford, den 5. März 2009

Sparkasse im Kreis Herford
Der Vorstand

ABl. Reg. Dt. 2009, S. 69

89 Kraftloserklärung einer Sparkassenurkunde

Da die Sparkassenurkunde Nr. 3 180 010 864, ausgestellt
von der Sparkasse Herford als Rechtsnachfolger der ehemali-
gen Kreissparkasse Herford und Stadtsparkasse Herford,
aufgrund unseres Aufgebots vom 26. November 2008 nicht
vorgelegt wurde, wird sie für kraftlos erklärt.

Herford, den 9. März 2009

Sparkasse im Kreis Herford
Der Vorstand

ABl. Reg. Dt. 2009, S. 69
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